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Jahresabschluss 2019 des Eigenbetriebs Digitale 
Infrastruktur Landkreis Cham 
 

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 25.02.2022 den 
Jahresabschluss 2019 des Eigenbetriebs Digitale Infra-
struktur Landkreis Cham festgestellt und die Entlastung 
für den Jahresabschluss 2019 gemäß Art. 88 Abs. 3 
LkrO erteilt. 
 

Das Wirtschaftsjahr 2019 schließt mit folgender Bilanz-
summe und Jahresergebnis: 
 

               Bilanzsumme /EUR     Jahresergebnis/EUR 
 

2019          10.610.192,92 - 432.146,30 
 

Der Verlust wird, dem Kreistagsbeschluss entsprechend 
auf das neue Wirtschaftsjahr vorgetragen. 
 

Der Bayer. Kommunale Prüfungsverband hat den Jah-
resabschluss geprüft und folgenden  
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprü-
fers erteilt: 
 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Digi-
tale Infrastruktur Landkreis Cham - bestehend aus der 
Bilanz zum 31.12.2019 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Rumpfwirtschaftsjahr vom 16.05.2019 
bis zum 31.12.2019 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt des Eigenbetriebs Digitale Infrastruktur Landkreis 
Cham für das Wirtschaftsjahr vom 16.05.2019 bis zum 

31.12.2019 geprüft. 
 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse bestätigen wir nach § 7 Abs. 
4 Nr. 2 und 3 KommPrV: 
 

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen 
nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvor-
schriften und der Betriebssatzung. Der Jahresabschluss 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsge-
mäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage. 

Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts entsprechend § 317 HGB und Art. 93 
Abs. 3 Satz 2 LKrO unter Beachtung der KommPrV und 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach die-
sen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres Be-
stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind 
von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung 
mit den kommunalrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-
derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Werkausschusses für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung in allen wesentlichen Be-
langen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
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Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesent-
lichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist. 
 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verant-
wortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsat-
zes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilan-
zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen. 
 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Eigentriebs vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung entspricht und die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung zu er-
möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbe-
triebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. 
 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbe-
triebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Ein­ klang steht, den Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-
mung mit§ 317 HGB und Art. 93 Abs. 3 Satz 2 GO unter 
Beachtung der KommPrV und der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-
deckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen o-
der Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 

getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-
saten beeinflussen. 
 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Dar-
über hinaus 

 

identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentli-
cher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch so­ wie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft­ 
setzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 
des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 
Eigenbetriebs abzugeben. 
  

beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsme-
thoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 
 

ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-
heit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Un-
sicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Ge-
gebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbe-
trieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 
 

beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 
den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde-
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 



 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Ei-
genbetriebs vermittelt. 
 

beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigen-
betriebs. 
 

führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir da-
bei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde geleg-
ten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht 
ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen. 
 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortli-
chen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-
stellun­gen, einschließlich etwaiger Mängel im internen 
Kontrollsystem, die wir während unse­rer Prüfung fest-
stellen. 

 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderun-
gen Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß § 
7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV Aussage zu den wirtschaftli-
chen Verhältnissen 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen 
des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 

Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 16.05.2019 
bis zum 31.12.2019 befasst. 
 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten bestätigen 
wir zu den wirtschaftlichen Verhältnissen nach § 7 Abs. 
4 Nr. 2 KommPrV: 
 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie ge-
ben keinen Anlass zu Beanstandungen. 
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs sowie für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
dafür als notwendig erachtet haben. 
 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prü-
fungsstandard: Berichterstattung über die Erweiterung 
der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), 
Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, 
anhand der Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 
11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhält-
nisse zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. 
Dabei ist es nicht Aufgabe des Abschlussprüfers, die 
sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der ge-

setzlichen Vertreter und die Geschäftspolitik zu beurtei-
len." 

 

Gemäß § 25 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung liegen 
der Jahresabschluss und der Lagebericht in der Zeit vom 
28.03.2022 bis 04.04.2022 beim Eigenbetrieb Digitale 
Infrastruktur Landkreis Cham, Hans-Eder-Str. 28a, 
93413 Cham öffentlich aus. Auf die Auslegung wird hin-
gewiesen. 
 

Cham, den 15.03.2022 
Eigenbetrieb Digitale Infrastruktur Landkreis Cham 
Klaus Schedlbauer 
Werkleiter 
 

________________ 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Am Freitag, 25.03.2022, 12:30 Uhr beginnt im Großen 
Sitzungssaal des Landratsamtes Cham, Rachelstr. 6, 
93413 Cham, die 7. Sitzung des Kreisausschusses. 
 
Tagesordnung 
 
Nichtöffentliche Sitzung: 
 
Cham, 16. März 2022   Franz Löffler 
Landkreis Cham   Landrat 
 

__________________ 
 
 
Hinweis über die Bekanntmachung der Satzung zur 
Änderung der Verbandsatzung des Zweckverbandes 
Thermische Klärschlammverwertung Schwandorf 
(ZTKS) 
 

Die wegen dem Beitritt des Marktes Geisenhausen, der 
Stadt Hemau und des Kommunalunternehmens für Ver-
waltung und Beteiligung der Gemeinde Sinzing (Anstalt 
des öffentlichen Rechts) beschlossene Satzung zur Än-
derung der Verbandssatzung des Zweckverbandes 
Thermische Klärschlammverwertung Schwandorf 
(ZTKS) wurde nachstehend im Amtsblatt der Regierung 
der Oberpfalz Nr. 1/2022, Seite 4, amtlich bekannt ge-
macht. 
 

Roding, 09.03.2022 
Städtische Betriebe Roding AdöR 
Janker, Kaufmännischer Vorstand 
 

Der Zweckverband Thermische Klärschlammverwertung 
Schwandorf erlässt aufgrund Art. 44 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit – 
KommZG – (BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 9. März 2021 (GVBl S. 74), folgende 
 

Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des 
Zweckverbandes Thermische Klärschlammverwer-
tung Schwandorf 

§ 1 
Die Verbandssatzung des Zweckverbandes Thermische 
Klärschlammverwertung Schwandorf in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. Oktober 2015 (RABl OPf. S. 88 
ff.), zuletzt geändert durch Satzung vom 23. Juli 2018 

(RABl OPf. S. 91), wird wie folgt geändert: 
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1. § 2 Abs. 1 Buchst. b erhält folgende Fassung: 
     „b) die Märkte Neukirchen-Balbini, Schwarzenfeld, 

Schwarzhofen, Wernberg-Köblitz und Winklarn 
(jeweils Landkreis Schwandorf) sowie Kall-
münz und Beratzhausen (jeweils Landkreis 
Regensburg) sowie Geisenhausen (Landkreis 
Landshut).“ 

 

2. § 2 Abs. 1 Buchst. c erhält folgende Fassung: 
    „c) die Städte Nabburg, Neunburg vorm Wald, 

Oberviechtach Pfreimd und Schönsee (jeweils 
Landkreis Schwandorf) und Hemau (Landkreis 
Regensburg).“ 

 

3. § 2 Abs. 1 Buchst. e erhält folgende Fassung: 
    „e) die kreisfreie Stadt Regensburg, die kreisfreie 

Stadt Landshut, der Zweckverband Müllver-
wertung Schwandorf, die Stadtwerke Burglen-
genfeld (Anstalt des öffentlichen Rechts), die 
Städtischen Betriebe Roding (Anstalt des öf-
fentlichen Rechts) und das Kommunalunter-
nehmen für Verwaltung und Beteiligung der 
Gemeinde Sinzing (Anstalt des öffentlichen 
Rechts).“ 

§ 2 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Regierung der Oberpfalz in Kraft. 
 

Schwandorf, den 06. Dezember 2021 
Zweckverband Thermische 
Klärschlammverwertung Schwandorf 
Andreas Feller 
Verbandsvorsitzender 
 
 

_______________ 
 
 
 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Furth im 
Wald Mittelschule für das Haushaltsjahr 2022 
 

I. 
Aufgrund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) und Art. 40 ff. 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) i. V. m. Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO) hat die Schulverbandsver-
sammlung des Schulverbandes Volksschule Furth im 
Wald –Mittelschule- in ihrer öffentlichen Sitzung am 
21.02.2022 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2022 beschlossen, die hiermit gemäß Art. 9 
Abs. 1 Satz 2 BaySchFG und Art. 40 ff. KommZG i. V. m. 
Art. 65 Abs. 3 GO amtlich bekannt gemacht wird: 
 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 2022 wird hier-
mit festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 900.500 € 
 

im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 520.000 € 
ab. 

§2 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt. 

§ 4  
A. Verwaltungsumlage 
1. Der durch Einnahmen nicht gedeckte 

Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung 
von Ausgaben im Verwaltungshaushalt 
wird für das Haushaltsjahr 2022 auf  
festgesetzt und nach der Zahl der 
Verbandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt. 

 

 
 

 
549.300 € 

2. Für die Berechnung der 
Schulverbandsumlage wird die 
maßgebende Schülerzahl nach dem 
Stand vom 01.10.2021 auf  
Verbandsschüler festgesetzt. 
 

 
 
 
       198 € 

3. Die Schulverbandsumlage wird je 
Verbandschüler auf  
festgesetzt. 

 
2.774,24 € 

  
B. Investitionsumlage 
1. Der durch Einnahmen nicht gedeckte 

Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung 
von Ausgaben im Vermögenshaushalt 
wird für das Haushaltsjahr 2022 auf  
festgesetzt und nach der Zahl der 
Verbandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt. 

 

 
 
 
            0 € 

2. Für die Berechnung der 
Schulverbandsumlage wird die 
maßgebende Schülerzahl nach dem 
Stand vom 01.10.2021 auf  
Verbandsschüler festgesetzt. 

 

 
 
 

          198 € 

3. Die Schulverbandsumlage wird je 
Verbandschüler auf 
festgesetzt. 

 
        0 € 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 500.000 € festgesetzt. 

§ 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2022 in 
Kraft. 

II. 
Das Landratsamt Cham hat mit Schreiben vom 
08.03.2022, AZ: Komm1-941.58 (2022) festgestellt, dass 
die Haushaltssatzung keine genehmigungspflichtigen 
Bestandteile enthält. 

III. 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt für die 
Dauer ihrer Gültigkeit bei der Verwaltung des Schulver-
bandes Furth im Wald -Mittelschule- in der Stadtverwal-
tung Furth im Wald, Stadtkämmerei, Burgstraße 1, 
93437 Furth im Wald, während der allgemeinen Dienst-
stunden zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 

Furth im Wald, 14.03.2022 
Schulverband Furth im Wald –Mittelschule- 
Sandro Bauer, Schulverbandsvorsitzender 
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